
In der Senatssitzung am 14. November 2023 beschlossene Fassung 

Die Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft 
08.11.2023 

L 2 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 14.11.2023 

„Förderung von Maßnahmen des Herdenschutzes gegen den Wolf“ 
Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) 

A. Problem

Die SPD hat für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) folgende Anfrage an 
den Senat gestellt: 

1. Wie ist das Bremer Förderprogramm für Maßnahmen des Herdenschutzes gegen den
Wolf ausgestaltet (insbesondere unter den Gesichtspunkten des Förderzeitraums, des
Gegenstandes der Förderung, der Fördersumme insgesamt und differenziert nach
Jahren, der Höhe der Zuwendungen und der Anspruchsberechtigung)?

2. Welche Fördersumme wurde bislang abgerufen und mussten Anträge abgelehnt
werden, weil das Finanzvolumen ausgeschöpft ist? Wenn ja, welche weitere finanzielle
Förderung erachtet der Senat angesichts der Nachfrage für notwendig?

3. Wurde mittlerweile wie in Niedersachsen eine Übersicht über bestätigte
Wolfssichtungen im Land Bremen eingerichtet beziehungsweise zu wann ist diese
verfügbar?

B. Lösung

Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 

Zu Frage 1:  
Gegenstand der Förderung sind Maßnahmen zum Herdenschutz als Prävention vor 
Wolfsübergriffen, insbesondere die Anschaffung wolfsabweisender Zäune. Nicht 
förderfähig sind Folgekosten. 
Der Förderzeitraum wird individuell auf die Bedürfnisse des Zuwendungsempfängers 
angepasst. Die Zweckbindung bei mobilen Zäunen beläuft sich auf 3 Jahre, bei 
Festzäunen auf 5 Jahre. Die Fördersumme betrug 2022 50.000 Euro; 2023 betrug die 
Fördersumme ursprünglich 50.000 Euro, im Laufe des Jahres wurde sie auf 
100.000 Euro erhöht. 
Anspruchsberechtigt sind natürliche und juristische Personen des Privatrechts sowie 
Personengesellschaften. Die Anträge werden nach fachlicher Priorität bearbeitet. 



Zu Frage 2: 
Ausgezahlt wurden bisher rund 83.000 Euro. Es liegen zwei weitere Anträge vor, die 
zum aktuellen Zeitpunkt aufgrund der begrenzten Mittel nicht bewilligt werden 
können: Ein Antrag beläuft sich auf 22.000 Euro, ein Antrag hat einen Umfang von 
194.000 Euro. Die Anträge wurden bisher nicht abgelehnt, die Höhe des Bedarfs ist 
noch zu überprüfen. Weitere Interessent*innen wissen um die begrenzte 
Mittelverfügbarkeit und sehen daher vorerst von Anträgen ab. Zumindest in den 
nächsten Jahren erscheint es notwendig und sinnvoll, den jährlich zur Verfügung 
stehenden Betrag nochmals zu erhöhen. Ob das angesichts der angespannten 
Haushaltslage möglich sein wird, wird zu prüfen sein. 
 
 
Zu Frage 3: 
Eine Übersicht über die bestätigten Wolfssichtungen wird bereits einmal jährlich 
aktualisiert auf den Seiten des DBBW sowie des BfN öffentlich dargestellt. Dieser 
Darstellung liegen sowohl die in Bremen gemeldeten Sichtungen als auch die 
„Wolfsnachweise in Niedersachsen“ zu Grunde. Diese sind auf der Internetseite 
www.wolfsmonitoring.com/monitoring/wolfsnachweise verfügbar. Eine weiter gehende 
Kooperation mit der Landesjägerschaft Niedersachsen e.V. und deren 
Internetpräsenz www.wolfsmonitoring.com inklusive der bestehenden Meldeapp wird 
angestrebt und befindet sich in Vorbereitung. 

C. Alternativen 

Werden nicht vorgeschlagen. 

D. Finanzielle/ Personalwirtschaftliche Auswirkungen/Genderprüfung 

Die Beantwortung der Anfrage hat keine finanziellen, personalwirtschaftlichen oder 
genderrelevanten Auswirkungen. 

E. Beteiligung / Abstimmung 

Keine. 

F. Öffentlichkeitsarbeit/Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 

Geeignet nach Beschlussfassung im Senat. Einer Veröffentlichung über das zentrale 
elektronische Informationsregister steht nichts entgegen. 

G. Beschluss 

Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Umwelt, Klima und 
Wissenschaft vom 08.11.2023 einer mündlichen Antwort auf die Anfrage der SPD in der 
Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) zu. 

http://www.wolfsmonitoring.com/monitoring/wolfsnachweise
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